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Schulden essen Zukunft auf

n ALEXANDER MALY

… ein Problem, das die Plebejer bedro-
hte, war die Schuldknechtschaft: wer in
Not geraten war und sich gezwungen sah,
ein Saatdarlehen aufzunehmen, sch-
ließlich aber selbst nicht im Stande war,
die Schuld zu begleichen und keinen
Gläubiger fand, musste mit seiner Arbeit-
skraft herhalten und geriet so in die
Schuldsklaverei (lat. nexum). Erst 300 v.
Chr. wurde die Schuldknechtschaft aufge-
hoben.

(Wikipedia)

Ohne Blick in die
Vergangenheit sind die
Gefahren der Zukunft
nicht erkennbar
Bis in die 1980er Jahre war die Ver-
schuldung der privaten Haushalte und
auch die damit verbundene Verschul-
dung von Privatpersonen kein großes
Thema. Wer kein Vermögen hatte, kon-
nte sich auch nicht nennenswert ver-
schulden. Warum? Sehr einfach: nur
wer „dingliche Sicherheiten“ (Immo-
bilieneigentum, Grundeigentum oder
eine florierende Firma) sein Eigen nan-
nte, hatte die „Chance“ größere Kredite
von Banken zu bekommen.

Heutzutage kaum vorstellbar, aber bis
1982 gab es unter österreichischen
Banken ein Agreement, dass für Kredite
an Private nicht geworben werden
dürfe. Eine Bank, die gegen diese Vere-
inbarung verstieß, konnte mit einer
Konventionalstrafe belegt werden – zu-
mindest in der Theorie. Beflügelt durch
das  Wir t schaf t swachstum der
Nachkriegsjahre suchte jedoch auch der

Finanzsektor nach neuen Produkten
und Kundenschichten.

Was lag also näher, als die bisher wenig
beachteten privaten Haushalte ins Visi-
er zu nehmen. Bei Kreditdienstleistun-
gen gab es aber ein Problem: wer nichts
besaß, dem konnte nichts weggenom-
men werden, falls er oder sie den Kred-
it nicht mehr zahlen konnte – das Geld
der Bank war weg. Um den Banken
eine bessere Handhabe gegen säumige
Schuldner zu geben, wurde 1986 kurzer-
hand die Exekutionsordnung verändert:
der Zugriff auf Lohn oder Gehalt eines
Schuldners wurde deutlich vereinfacht.
Die „Drittschuldneranfrage“ beim
Hauptverband der  Soz ia lver -
sicherungsträger wurde ab 1986 allen
Gläubigern ermöglicht, die einen
gerichtlichen Titel vorweisen konnten.
Diese Anfrage war davor nur „Unter-
haltsgläubigern“ (Kindern) vorbehalten.

Auch Förderungen aus Steuergeldern,
vor allem im Bereich Wohnen, wurden
zunehmend nicht nur über Banken
abgewickelt, sondern konnten nur noch
lukriert werden, wenn damit ein Kredit
zurückgezahlt wurde („Annuitäten-
förderung“). Wer eine geförderte Woh-
nung erhielt, musste zur Bank und
bekam dort auch gleich den Kon-
sumkredit für die Einrichtung.

Die Statistiken der Österreichischen Na-
tionalbank zeigen daher auch sehr deut-
lich, dass ab 1986 die Finanzprodukte
„Konsumkredit“ und „Kontoüberzie-
hung“ mit jährlich zweistelligen Prozen-
traten geradezu explosionsartig gewach-
sen sind.

Auf der Kommunikationsebene konnten
drei Entwicklungen beobachtet werden:

Mit riesigem Werbeaufwand gelang

es, den Konsumkredit „salonfähig“
zu machen. Wer immer die konven-
tionelle Meinung vertrat, dass ein
Konsumgut (Fernseher, Einrichtung,
KFZ, …) zuerst erspart und erst dann
gekauft werden sollte, wurde (und
wird nach wie vor!) von der Wer-
bung mehr oder weniger subtil als
Hinterwäldler oder Spaßverderber
bezeichnet. Die sofortige Erfüllung
von Konsumwünschen mittels Kredit
wurde als „Normalzustand“ pro-
pagiert. Etliche Werbestrategien
richteten sich auch ganz eindeutig
an ärmere Bevölkerungsschichten:
schon 1986 gab es den berühmten
Werbespruch „Anna, den Kredit ham-
ma“.
Die von den Banken stark bewor-
bene Möglichkeit, das Konto zu
„überziehen“, entwickelte sich zu
dem am meisten verkauften und
teuersten Konsumkredit. Die Markts-
trategen schafften es, ihn nicht als
„Schuldverhältnis“, sondern als
„Goodie“ im Bewusstsein der Kun-
den zu verankern. Die „persönliche
Einkaufsreserve“ (O-Ton Bank Austri-
a) war und ist in Wahrheit vor allem
bei vielen jungen Erwachsenen die
„Einstiegsdroge“ in einen späteren fi-
nanziellen Absturz.
Eine „Meisterleistung“ im Miss-
brauch von Kommunikationsstrate-
gien ist die Brandmarkung aller der-
jenigen, die sich an Kreditdienstleis-
tungen „verschluckten“ und in die
Überschuldung gerieten. Waren sie
vorher noch die umschmeichelten
Kunden, wurden sie im Handumdre-
hen als gewissenlose Menschen, die
über ihre Verhältnisse leben, ge-
brandmarkt. Weitere Verschärfungen
der Exekutionsordnung (z.B. 1991
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Pfändbarkeit auch des Arbeitslosen-
geldes) unterstrichen die Meinung,
dass Überschuldung ausschließlich
der Schuldner zu verantworten habe.
Als dann in Österreich – nachdem
bereits zigtausende Haushalte in der
Schuldenfalle saßen – endlich 1995
der Privatkonkurs eingeführt wurde,
war und ist dieser nach wie vor
geprägt von moralischen Termini: so
sollen im Abschöpfungsverfahren
nur „redliche Schuldner“ die Befrei-
ung von ihren Schulden erlangen –
als ob „unredliche Schuldner“ nicht
ohnehin vom Strafrecht erfasst
wären.

Zum Thema „Moral“ und zahlungsun-
fähige  Schuldner  melden s ich
regelmäßig die drei Gläubigerschutzver-
bände KSV von 1870, AKV und Creditre-
form zu Wort. Sie alle sprechen lieber
von der Zahlungsmoral und nicht von
steigender oder sinkender Zahlungs-
fähigkeit  der österreichischen
Haushalte.

Nicht nur die privaten
Haushalte …
Ein weiteres bedenkliches Resultat dies-
er Entwicklung seit 1986 war im
Bereich der (kleinen) Selbstständigen,
der „KMUs“ zu beobachten:

Bei Unternehmen mit persönlich haften-
den Betreibern (z.B. Ein-Personen-Un-
ternehmen, OEGs, aber auch „Schein-
Selbstständige“) wurde kaum noch das
Unternehmen an sich und seine Erfol-
gschancen am Markt beurteilt, sondern
nur noch, was im Fall des Falles aus
der, mit ihrem Privatvermögen haften-
den, Person „rauszuholen“ wäre. Bere-
its vorhandenes Wissen der Banken zur
realistischen Beurteilung von Kleinun-
ternehmen wurde als unnötiger Kosten-
faktor gesehen und ging sukzessive ver-
loren. Es ist daher nicht verwunderlich,
wenn seit Bestehen der Schuldnerbera-
tungsstellen die „ehemals Selbstständi-
gen“ konstant ein Drittel der Ratsuchen-
den ausmachen.

Insgesamt zeichnet sich die Rechtslage
ab 1986 und bis zur Bankenkrise
2007/2008 dadurch aus, dass den Wün-
schen der Banken, möglichst risikolos
und massenhaft standardisierte Kredite
verkaufen zu wollen, zu stark Rech-
nung getragen wurde. Nach der
Bankenkrise wurden von der EU unter

dem Stichwort „Basel III“ diverse Regel-
werke entwickelt, die Banken bezüglich
Kreditvergabe in die Schranken weisen
sollten. Genau diese Regelwerkewerden
von der EU selbst entwertet: Das seit
Jahren von der EZB betriebene „Quanti-
tative Easing“ pumpt Geld in die eu-
ropäischen Märkte, mit dem deklari-
erten Ziel, die Wirtschaft mit billigen
Krediten anzutreiben – sprich, die Ver-
schuldung wiederum anzukurbeln.

Belastung für die
Zukunft
Die seit den 1980er Jahren stattgefun-
dene „Durchseuchung“ der Gesellschaft
mit Krediten ist folgenschwer:

Private Haushalte, die verschuldet sind,
kommen durch jede Einkommensversch-
lechterung (auf Grund der drei Ks:
Kind, Kurzarbeit, Kündigung) massiv
unter Druck. Sowohl der seit Jahrzehn-
ten volatil gewordene Arbeitsmarkt und
natürlich erst recht die Covid-19-Krise,
machen Einkommensverschlechterun-
gen zum Standardfall – Rückzah-
lungsverpflichtungen und auch die zi-
tierte Exekutionsordnung nehmen da-
rauf keine Rücksicht.

KMUs, die verschuldet sind, müssten
d e u t l i c h  m e h r  „ G e w i n n “  e r -
wirtschaften, um ihre Kreditverpflich-
tungen erfüllen zu können. Hier rächt
sich die österreichische Praxis aller bish-
erigen Finanzminister, die Bildung von
Eigenkapital in Unternehmen eher be-
hindert und nur die steuerliche Berück-
sichtigung von Kreditraten gefördert
haben.

Selbst große Unternehmen wurden da-
rauf „dressiert“, Überschüsse an die
„Shareholder“ abzugeben, aber
notwendige Investitionen über Kredite
zu finanzieren. Was dazu führt, dass
selbst hoch profitable Unternehmen in
Krisensituationen schon nach wenigen
Wochen mit schlechtem Geschäftsgang
die Luft ausgeht und der Weg zum
Konkursgericht (oder zum Staat) im
Raum steht.

Nutzen von Krediten?
Mantraartig wird immer wieder be-
hauptet, dass Kredite den Blutkreislauf
unseres Wirtschaftssystems darstellen.
Nun, das mag für unser Wirtschaftssys-
tem sogar stimmen. Denn immerhin
werden im Bereich der Privathaushalte

die Konsumkredite tatsächlich für Kon-
sum ausgegeben. Und stimulieren
damit die Wirtschaft – das Kaufen, das
Wegwerfen, das weit-Fliegen, das weit--
Fahren, den Konsum um des Konsums
wegen …

Auch im Bereich der kleinen und
mittleren Unternehmen, auch KMUs ge-
nannt, wird damit der in unserem Sys-
tem postulierte Zwang zu Wachstum,
zu Größe und zur Verdrängung Anderer
finanziert. Unsere bisherige „Wachs-
tumsgesellschaft“ ist ohne Kredite
kaum denkbar, auf der Strecke bleiben
klarerweise verbrauchte Ressourcen,
die Verdrängten, die „nicht ganz so clev-
eren“ Überschuldeten und die Umwelt.
Es ist stark zu bezweifeln, dass sich
daran demnächst etwas ändern wird.

More of the same
Die Antworten der österreichischen Bun-
desregierung zur „Rettung der KMUs“,
im Zuge der Covid-19-Krise, müssen da-
her als brandgefährlich bezeichnet wer-
den. Den Banken werden Stundungen
von Krediten verordnet, doch was heißt
das: Stundung heißt ja nur Aufschub
der Rückzahlungsverpflichtung. Aber
was ist, wenn das Geschäft einfach
nicht mehr so richtig anspringt?

So richtig gruselig wird es aber, wenn –
wie in der aktuellen Situation – der Fi-
nanzminister die Banken ermuntert, bei
der Kreditvergabe lockerer vorzugehen.
Für die Banken bedeutet das kein zusät-
zliches Risiko, lassen sie sich doch die
„großzügigere“ Bonitätsprüfung durch
staatliche Garantien absichern. Für den
kleinen Unternehmer bedeutet es je-
doch, dass er mehr denn je nur dafür ar-
beitet, die Kredite abzuzahlen. Die Bil-
dung von Eigenkapital – eigentlich ein
wichtiger Faktor für „betriebliche Re-
silienz“ gegenüber Krisen aller Art –
wird erst recht und nachhaltig behin-
dert.

Zeitverzögert, dafür umso häufiger wer-
den daher in den nächsten Jahren
K M U s  i n  e i n e r  A r t  „ S c h u l d -
knechtschaft“ landen. Viele werden die
Notbremse ziehen und aufgeben. Da
sich die Meisten aber nicht hinter einer
Haftungsbeschränkung á la Aktienge-
sellschaft oder (eingeschränkt) GmbH
verstecken können, wartet nach dem
Unternehmenskonkurs der Pri-
vatkonkurs.
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Verbaute Zukunft durch
Schulden
In der Schuldnerberatung Wien werden
einmal pro Jahr für ein Monat alle Men-
schen befragt, deren Schuldensituation
nun als „geregelt“ gilt. Dabei fällt bei
wirklich Allen ein Satz, der in etwa
lautet: „Wenn ich gewusst hätte, dass
ich kein aussichtsloser Fall bin, dann
wäre ich schon viel früher gekommen.“

Jede Form der Begleichung von Schul-
den erfordert regelmäßige und vor
allem ausreichende Einnahmen des
Schuldners. Kommt eine – wenn auch
nur kleine – Zahlungsverzögerung zus-
tande, dann wird ein Automatismus in
Gang gesetzt, der zu einer absurden Es-
kalation führt. Der Gläubiger braucht
sich nicht darum kümmern, warum sich
eine Zahlung verzögert, sofort kann er
die Forderung „fällig stellen“, zusät-
zliche Zinsen und Kosten verlangen und
seine Forderung bei Gericht einklagen.
Einsprüche sind sinnlos, da das Beste-
hen des Schuldverhältnisses ausreicht,
um den gerichtlichen „Titel“ zu er-
wirken.

Spätestens dann wird das Leben eines
verschuldeten Menschen zur Hölle.
Sobald ein Schuldverhältnis „tituliert“
ist, können alle Möglichkeiten der „Ex-
ekutionsordnung“ ausgeschöpft wer-
den. Das heißt, einerseits wachsen die
Schulden durch die erwähnten (und be-
trächtlichen) Verzugszinsen, anderer-
seits kann sich der Gläubiger aus-
suchen, zu welchen Zwangsmitteln der

Eintreibung er greift. Er kann Lohn-
oder Gehaltspfändung beantragen, den
Besuch des Gerichtsvollziehers veran-
lassen („Fahrnispfändung“), auf das Ver-
mögen des Schuldners zugreifen, ja so-
gar die Verwertung einer „geförderten
Mietwohnung“ betreiben. Alles das ist
möglich, selbst wenn klar ist, dass
durch all diese Maßnahmen die Schul-
den nicht bezahlt werden können, da ja
stets neue Verzugszinsen und Kosten
dazu kommen.

In dieser Situation resignieren viele
Menschen, da sie ständig vor Augen ge-
führt bekommen, dass sie ihre Lage
nicht mehr im Griff haben. Wie fühlt
man sich, wenn z.B. einem jederzeit ein
persönlicher Gegenstand im Zuge einer
Fahrnispfändung weggenommen wer-
den kann. Welche persönliche Zukunfts-
planung bleibt über, wenn alle Kraft für
den Schuldendienst aufgewendet wer-
den muss. Welche reale Chancen hat je-
mand am Arbeitsmarkt, wenn noch im
Probemonat eine Lohnpfändung ein-
langt?

Die Dimension der Verschuldung von
Privatpersonen, die – wie erwähnt – ab
den 1980er Jahren begonnen hat, ist gi-
gantisch: Im Vorjahr, also 2019, wur-
den 618.338 Lohnpfändungen und
729.200 Fahrnispfändungen bei öster-
reichischen Gerichten beantragt
(Zahlen des Justizministeriums). Dem
gegenüber stehen jedoch jährlich maxi-
mal 10.000 gerichtliche Schuldenreg-
ulierungsverfahren („Privatkonkurse“).

Wird eine rasche Lösung

verzögert?
Nun kann der Privatkonkurs natürlich
auch nicht als der Weisheit letzter Sch-
luss gesehen werden, aber es ist doch
eine Tatsache, dass er derzeit die
einzige legale Möglichkeit darstellt, um
aus einer Überschuldungssituation – sei
sie unverschuldet oder verschuldet ents-
tanden – wieder heraus zu kommen.

Hier gibt es eine interessante Entwick-
lung, die – trotz brennender Aktualität
– fast  unter Ausschluss der Öf-
fentlichkeit läuft: Am 20. Juni 2019 hat
die Europäische Union eine Richtlinie
verabschiedet, wonach KMUs (vor
allem EPUs, also Ein-Personen-Un-
ternehmen) im Falle eines Scheiterns
ein Insolvenzverfahren in Anspruch neh-
men können, das Schuldenfreiheit bere-
its nach drei Jahren garantiert. Aktuell
gibt es in Österreich ein Schuldenreg-
ulierungsverfahren, das zwischen fünf
Jahre (Abschöpfungsverfahren) und
fünf bis sieben Jahren (Zahlungsplan)
dauert.

Die Umwandlung in nationales Recht
muss bis 17. Juli 2021 vollzogen sein.
Angesichts der zu erwartenden
Covid-19-Pleiten wäre dies ein Beitrag
zur einfacheren Sanierung der gescheit-
erten KMUs.
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